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Kern: Kultusministerin widerlegt mit den Gemeinschaftsschul-Oberstufen
ihre eigenen Ankündigungen

Anlässlich der Zweiten Beratung über einen Gesetzentwurf zur Änderung des Schulgesetzes kritisierte
bildungspolitische Sprecher der FDP/DVP-Landtagsfraktion, Dr. Timm Kern, die grün-schwarze Koalition,
mit der Einführung von gymnasialen Oberstufen an den Gemeinschaftsschulen eine weitere völlig
überflüssige Schulstrukturdiskussion zu entfachen. Kern:

„Die Kultusministerin widerlegt mit ihrer Gesetzgebung zur gymnasialen Oberstufe an den
Gemeinschaftsschulen die eigenen Ankündigungen. Sie hat sich der Qualität im Bildungswesen
verschrieben und angekündigt, mit ihr werde es keine weiteren Strukturdiskussionen geben. Die
Einführung der Gemeinschaftsschul-Oberstufen verursacht nun aber ohne jede Not Unruhe,
Ungerechtigkeit und Unfrieden in unserem Schulwesen. Allein das triumphierende Auftreten der Grünen
vor zwei Wochen beim Koalitions-Zankapfel ‚Obergrenze 10 oder Prognose 10‘ zeigt die Tragweite und
die hohe Symbolik dieses Projekts. Es geht schließlich darum zu beweisen, dass die
Gemeinschaftsschule auch das Abitur kann – wie es die damalige grün-rote Regierung Kretschmann I
versprochen hat. Und welches Potenzial diese Oberstufe zur Kannibalisierung von Schulstandorten hat,
hat die SPD hat mit ihrer Kritik an der geforderten Verzichterklärung der umliegenden Kommunen
gezeigt, wenn eine Gemeinschaftsschul-Oberstufe eingeführt werden soll.“

Die  FDP/DVP Fraktion hatte den Teil des Gesetzentwurfs mit Regelungen zur gymnasialen Oberstufe
abgelehnt. Zur Begründung sagte Timm Kern: „Wir Freie Demokraten finden: Die Beruflichen Gymnasien,
die seit Jahren sehr erfolgreich junge Menschen von der mittleren zur Hochschulreife führen, haben
keine unnötige Konkurrenz, sondern eine Stärkung verdient. Im Sinne eines Schulfriedens fordern wir ein
weiteres Mal, auf die Gemeinschaftsschul-Oberstufen zu verzichten und die frei werdenden Mittel den
Beruflichen Gymnasien zugutekommen zu lassen – damit jeder Bewerber mit den entsprechenden
Voraussetzungen einen Platz erhält. Die Koalition wies diese unsere Forderung jedoch immer wieder ab.“

Darüber hinaus bedankte sich Kern bei der Kultusministerin dafür, dass sie mit dem anderen Teil des
Gesetzentwurfs einem Antrag der FDP/DVP Fraktion zur Abschaffung eines Schutzzauns um die
Gemeinschaftsschule entsprochen habe. „Schulverbünde mit einer Gemeinschaftsschule dürfen bislang
nur ‚ausnahmsweise‘ gebildet werden, wenn „der Schulverbund ‚eine zeitlich befristete Übergangslösung
bis zur Schaffung der notwendigen Akzeptanz einer Gemeinschaftsschule ist.‘ Und das Kultusministerium
hätte einen Schulverbund wieder auflösen können, wenn ‚die Umwandlung zur Gemeinschaftsschule
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nicht innerhalb von fünf Jahren erfolgt ist.‘ So sieht es die entsprechende Verordnung vor, deren
Abschaffung die Landesregierung nun konsequenterweise und im Sinne gleicher Bedingungen für alle
Schularten ebenfalls erklärt hat.“


